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Die weltweite Inanspruchnahme von natürlichen Böden für Siedlungs- 
und Verkehrszwecke ist weiterhin hoch. Das gilt auch für Deutschland, 
wo es noch immer nicht gelungen ist, die Flächenneuinanspruchnahme 
von der wirtschaftlichen Entwicklung abzukoppeln. Das ist das Ziel einer 
Flächenkreislaufwirtschaft mit einem Null-Hektar-Flächenverbrauch, wie sie 
die Bundesregierung in ihrem Klimaschutzplan 2050 anstrebt. 
Die IÖR-Veröffentlichungsreihe Flächennutzungsmonitoring informiert 
über Ursachen, Wirkungen, indikatorbasierte Beschreibung von Stand und 
Entwicklung, Prognosen sowie Best-Practice-Beispielen einer nachhaltigen 
Flächenhaushaltspolitik. Damit sollen der Praxis Informationen an die Hand 
gegeben werden, um dem Flächenverbrauch, der Bodenversiegelung, der 
Zersiedelung und der Landschaftszerschneidung wirksam zu begegnen. 
Dazu werden aktuelle Ergebnisse aus Wissenschaft und Praxis vorgestellt, 
die auf dem Dresdner Flächennutzungssymposium 2019 präsentiert und 
diskutiert wurden. 
Der vorliegende Band fokussiert auf die Themen: internationale und 
nationale Entwicklungen in der Flächenpolitik, Flächenmanagement, 
Flächenmonitoring und -analysen, Bodenversiegelung, Indikatoren und 
Methoden, smarte Datenerhebung sowie Grün in der Stadt.
Das Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung veröffentlicht 
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Der Beitrag zeigt die Betrachtung der ökonomischen Aspekte bei der Ausweisung 
neuer Siedlungsgebiete außerhalb bestehender Siedlungsstrukturen auf und stellt einen 
Gesamtbewertungsprozess für Flächenerweiterungen als Modell für Baden-Württem-
berg vor. Dabei wird erläutert, inwieweit nachhaltiges Flächenmanagement unter dem 
Aspekt Wirtschaftlichkeit gesehen wird und eine Kommune wirtschaftlich agieren kann. 
Ferner wird diskutiert, ob ein neues Areal ganzheitlich als Investition angesehen wer-
den kann. Flankierend wird über die derzeitige kommunale Finanzierung am Beispiel 
Baden-Württembergs gesprochen. Nach kritischer Würdigung der derzeitigen Rahmen-
bedingungen werden Umfrageergebnisse zur Thematik vorgestellt. Anschließend wird 
eine Gesamtprozessdarstellung für Flächenerweiterungen erläutert, welche die Aspek-
te Ökonomie, Demographie, Ökologie, Verkehr und das Umfeld berücksichtigt (bei 
Transparenz für Öffentlichkeit und Umfeld).
1 Ausgangslage 
Der Flächenverbrauch in Deutschland und die damit verbundenen Folgen sind Diskus-
sionspunkte, welche weiterhin im politischen und wissenschaftlichen Diskurs stehen. Es 
wird davon ausgegangen, dass derzeit in Deutschland ca. 74 Hektar an Fläche pro Tag 
zusätzlich in Siedlungs- und Verkehrsfläche umgewandelt werden (Vorhof 2015). An-
dere Quellen sprechen von einem Anstieg von ca. 58 Hektar pro Tag (Umweltbundes-
amt 2019). Die Gründe können derzeit jeden Tag in den Medien vernommen werden: 
mangelnder Wohnraum in Verdichtungsräumen, Schwarmstädte, gestiegener Wohn-
raumanspruch, Konkurrenz unter den Gemeinden um Bürger und Gewerbe (Mönnich 
2005, 32-46). Auch die Folgen sind bekannt: Verlust an landwirtschaftlichen Flächen, 
Reduktion der Flora und Fauna, hohe Kosten für Infrastruktur (Lexer, Linser 2005). 
Die Bundesregierung hält derzeit weiterhin am strategischen Ziel der Reduktion des 
täglichen Flächenverbrauchs bis zum Jahr 2030 fest (weniger als 30 Hektar pro Tag). 
Dabei stellt es sich derzeit als schwierig dar, wenn der derzeitige Status in der o. a. 
Aussage dazu reflektiert wird. Über die Wirtschaftlichkeit von Flächenerweiterungen 
gibt es eine hohe Anzahl an Publikationen und wissenschaftlichen Untersuchungen, 
insbesondere aus den USA (Reidenbach 2010). 
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Auch in Deutschland existieren zahlreiche Untersuchungen und Modelle, welche die 
fiskalischen Wirkungen von Flächenexpansionen analysiert haben. Was allerdings fehlt, 
ist ein homogener Verfahrensablauf, welcher die diversen Blickwinkel der Thematik 
berücksichtigt und der Forderung gerecht wird, das Zusammenspiel aller damit verbun-
denen Akteure zu berücksichtigen (Preuß, Floeting 2009, 172-173). Es stellt sich somit 
die Frage, wie ein standardisierter Gesamtprozess für Flächenerweiterungen aussehen 
könnte, der Konflikte besser in Einklang bringt, transparent und verbindlich eine Basis 
für weitere Entscheidungen in Kommunen darstellt und nicht die kommunale Selbstver-
waltung berührt. Dazu sollen die folgenden Erläuterungen einen Beitrag leisten.
2 Die Entwicklung der Nachhaltigkeit bei Flächenexpansionen
Der Nachhaltigkeitsbegriff stammt aus der Forstwirtschaft und hatte die Idee, Erträge 
aus der Waldbewirtschaftung langfristig sicher zu stellen (von Carlowitz 2009). Dieses 
Konzept wurde 1972 in der United Nations Conference on the Human Environment 
aufgenommen, d. h. Umweltprobleme wurden auf internationaler Ebene angesprochen 
und erste Lösungsansätze diskutiert. Diese Ansätze wurden 1980 in der World Conver-
sation Strategy (WCS) weiterentwickelt und zu globalen Strategien zum Erhalt der Na-
tur und dem Umgang mit endlichen natürlichen Ressourcen ausgeprägt. 1983 erstellte 
die World Commission on Environment and Development (WCED) den Bericht „Our 
common future“, der 1987 vollendet wurde und Themen identifizierte, die unter Berück-
sichtigung von Umweltaspekten bearbeitet werden sollten (darunter auch Siedlungspo-
litik). Im Jahre 1992 wurde durch die Agenda 21 die Thematik konkretisiert: angemes-
sener Wohnraum für alle, verbessertes Siedlungsmanagement, Förderung nachhaltiger 
Flächennutzungsplanung und -bewirtschaftung, integrierte Umweltinfrastrukturversor-
gung, umweltverträgliche Energieversorgungs- und Verkehrssysteme in den Siedlungen, 
Siedlungsplanung und Siedlungsordnungspolitik in katastrophengefährdeten Gebieten, 
umweltverträgliche baugewerbliche Tätigkeit, Erschließung der menschlichen Res-
sourcen und Kapazitätsaufbau zu Gunsten der Siedlungsentwicklung (Di Giulio 2004). 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass nachhaltige Siedlungsentwicklung auf 
den drei Dimensionen basiert:
1. Soziale Nachhaltigkeit = gerechte und faire Verteilung von Siedlungsflächen,
2. Ökologische Nachhaltigkeit = umweltgerechte Infrastruktur und Erhalt von Natur- 
und Artenvielfalt in Verbindung mit Siedlungsentwicklungen,
3. Ökonomische Nachhaltigkeit = Sicherung von dauerhaftem Wohlstand ohne 
folgende Generationen zu belasten. 
Konkret für die Kommunen münden diese drei Dimensionen in Brachflächenrevitalisie-
rung, Innenverdichtung, schonendem Umgang mit der Verkehrsinfrastruktur und Rück-
lagen für den Erhalt zukünftiger Infrastruktur.
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3 Die Kommune als wirtschaftliche Einheit
Wenn über Wirtschaftlichkeit gesprochen wird stellt sich grundsätzlich die Frage, 
ob eine Kommune als wirtschaftlich agierende Einheit angesehen werden kann. Das 
ökonomische Prinzip bedeutet, mit gegebenen Mitteln den größtmöglichen Nutzen oder 
aber einen Nutzen mit geringstmöglichem Ressourceneinsatz zu erreichen (Wöhe 1964). 
Dieses ökonomische Prinzip gilt auch für Kommunen, sofern es nicht den Zielen der 
Kommunalwirtschaft widerspricht, insbesondere seit dem neuen Gemeindewirtschafts-
recht (Notheis 2002). Auch findet sich in der Gesetzgebung ein Hinweis zum Wirtschaft-
lichkeitsgrundsatz, wie z. B. in Baden-Württemberg der § 77 GemO. Des Weiteren ist 
ein Betrieb eine planvoll organisierte und lokale Einheit, die versucht, mit bestehenden 
Mitteln (Produktionsfaktoren) eine Leistung zu erbringen, um Produkte (Güter und/oder 
Dienstleistungen) am Markt zu verkaufen (Wöhe 1964). Insofern kann die Kommune 
durchaus als handelnder Betrieb nach dem wirtschaftlichen Prinzip angesehen werden, 
wenngleich es Einschränkungen in der Gewinnmaximierung gibt. Diese skizzierten 
Theorien fanden in der liberalen, postfordischen bzw. unternehmerischen Stadt ihre Be-
rücksichtigung (Belina und Schipper 2009). Das bedeutet: Während früher die Fürsorge 
um Infrastruktur und lokale Administration nationalstaatlicher Politik der Fokus war, ging 
in den 70er Jahren die Entwicklung durch vermindertes Wirtschaftswachstum, verstärk-
te Globalisierung und die Krise des Wohlfahrtsstaates tendenziell zum nationalen Wett-
bewerbsstaat über. Die „Stadt als Unternehmen“ bedeutet: eine betriebswirtschaftliche 
Schwerpunktsetzung der Aufgaben und Leistungen und eine unternehmerische Orien-
tierung hinsichtlich administrativer Prozesse. Die Kommune ist somit eine Einheit, die 
sich wie ein Unternehmen dem globalen Standortwettbewerb stellen muss (Holm 2009; 
Jessob 1997; Harvay 1989). Die Folgen sind eine Priorisierung von Standortpolitik, ver-
stärktem Stadtmarketing, Privatisierung und Public-Private-Partnerships sowie neuen 
Formen der Regierung und der Leistungserbringung verbunden mit einer Ausrichtung 
der Verwaltung auf betriebswirtschaftliche Kriterien. Diese Ansätze mündeten im neuen 
kommunalen Steuerungsmodell (NSM) (Holtkamp 2008). Die Intention hierbei ist, dass 
die Politik Ziele definiert und die Verwaltung die wirtschaftliche Erledigung der Aufga-
ben durchführt. Dies führt zur Zusammenführung von Aufgaben- und Finanzverant-
wortung, einer Output-orientierten Steuerung mit klarer Produktorientierung und einer 
besseren Kontrolle durch die Politik mittels Controlling. 
4 Die Betrachtung von Siedlungsflächen als Investition
Bei einer bedeutsamen Investition einer Kommune (z. B. in Baden-Württemberg) ist der 
§ 12 Abs. 1 GemHVO zu berücksichtigen, der besagt, dass eine Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtung durchgeführt werden muss. Es stellt sich die Frage, ob ein Siedlungsgebiet 
eine „Investition“ ist. Investitionen werden in § 61, Nr. 21 GemHVO BW definiert als 
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eine Auszahlung für die Veränderung des Vermögens, welches der langfristigen Auf-
gabenerfüllung dient. Eine Veränderung des Vermögens wird in § 52 Abs. 3 GemHVO 
definiert. Demnach ist eine Investition eine Veränderung des Anlagevermögens, deren 
Gegenstand z. B. Kauf von bebauten/unbebauten Grundstücken oder Straßen, Schulen 
usw. sein kann. Auch Flächenerweiterung mit Ausbau kommunaler Infrastruktur und 
den damit verbundenen finanziellen Leistungen können als Investitionen angesehen 
werden, denn sie dienen der langfristigen Erfüllung für kommunale Aufgaben (Faiß et al. 
1990). Aber wie ist dies bei der Ausweisung einer Fläche als Neubaugebiet? Hier scheint 
keine zwingende Veränderung des Anlagevermögens vorzuliegen, denn erst bei Infra-
strukturkosten entstehen Anlagegüter und damit Investitionen. Eine Flächenexpansion 
insgesamt ist somit keine Investition. Damit greift keine Verpflichtung einer Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtung i. S. d. § 12 Abs. 1 GemHVO. 
5 Exkurs: Die kommunale Finanzierung am Beispiel Baden-
Württembergs
Wenn über die Wirtschaftlichkeit von Flächen gesprochen wird, sollte vereinfacht 
erläutert werden, wie sich eine Kommune (z. B. in Baden-Württemberg) finanziert (vgl. 
Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg 2012). Dabei werden 
weitere Einnahmen wie ggf. Beteiligungen an Stadtwerken, Abgaben und Beiträge der 
Vereinfachung halber ignoriert. Basis der kommunalen Finanzierung bildet die Bedarfs-
messzahl (Abb. 1, Punkt 1), eine fiktive festgelegte Zahl des Landes. Sie zeigt auf, wie 
viele Mittel pro Einwohner im Jahr von der Kommune benötigt werden. Davon werden 
die Anteile der Steuerkraftmesszahl (Abb. 1, Punkt 2) abgezogen. Die Differenz aus 
Punkt 1 und 2 bildet die Schlüsselzahl (= Punkt 4 in Abb. 1), die ein „Zuschuss“ des 
Landes an finanzschwache Kommunen ist. Kommunen, die keine Schlüsselzahl bekom-
men, werden als „abundant“ bezeichnet und können sich somit allein aus der Steuer-
kraftmesszahl finanzieren.
Ist die Steuerkraftmesszahl < 60 % der Bedarfsmesszahl, wird der Anteil der Schlüssel-
zahl zu 100 % ausbezahlt, welcher die Steuerkraftmesszahl in Summe auf 60 % der 
Bedarfsmesszahl bringt. Ist die Steuerkraftmesszahl > 60 %, wird nur 70 % der Schlüs-
selzahl ausbezahlt. Die Auszahlung heißt Schlüsselzuweisung. Abbildung 2 zeigt diese 
zwei Szenarien. Durch das Vorgehen wird erreicht, dass die Kommune bei einer Steige-
rung der Steuerkraftmesszahl nie in gleicher Höhe die Steuerkraftsumme steigern kann, 
sondern wesentlich weniger Einnahmen verbleiben. 
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Abb. 1: Kommunale Finanzierung in Baden-Württemberg (Quelle: eigene Darstellung)
Abb. 2: Auszahlung von Schlüsselzuweisungen mit 2 Szenarien (Quelle: eigene Darstellung)
6 Legale, ökonomisch und kommunikative 
Rahmenbedingungen
Bei der Betrachtung von (Siedlungs-)Flächenexpansionen gibt es diverse Rahmenbedin-
gungen. Da sind zum einen die gesetzlichen Bestimmungen wie der Artikel 28 Abs. 2 
GG, der Basis für die kommunale Selbstverwaltung ist. Hierbei entsteht aber ein Ziel-
konflikt mit „kommunalen, grenzüberschreitenden“ einheitlichen Lebensverhältnissen 
(Sozialstaatsprinzip), d. h., eine Kommune kann nicht unbedingt eigenständig alles 
entscheiden. In der Gemeindeordnung ist § 77 Abs. 2 GemO, der wirtschaftliches und 
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sparsames Handeln vorschreibt. Es existiert aber keine Legaldefinition was wirtschaftlich 
ist. § 90 Abs. 2 GemO verweist auf die Bildung von Rückstellungen und somit nachhaltiges 
Handeln (Aufwendungen, die in Zukunft anfallen, heute berücksichtigen). In der 
Gemeindehaushaltsverordnung ist es § 41 Abs. 2 GemHVO, der eine Ermessensent-
scheidung bzgl. „sonstigen Rückstellungen“ vorgibt. Hierbei gibt es ebenfalls einen 
Zielkonflikt mit § 91 Abs. 2 GemO (pflegliche und wirtschaftliche Verwaltung des 
Vermögens, das bedeutet konkret Substanzerhalt und somit ggf. eine verpflichtende 
Rückstellungsbildung). § 12 Abs. 1 GemHVO schreibt eine Wirtschaftlichkeitsanaly-
se bei bedeutenden Investitionen vor, ist aber bei einer Siedlungsfläche, wie erwähnt, 
wirkungslos. Im Baugesetzbuch befindet sich § 1a Abs. 2 S. 1 BauGB, welcher vom spar-
samen und schonenden Umgang mit Flächen spricht, aber keine expliziten Vorgaben 
macht.
Ein weiterer Aspekt ist, dass neue Bürger der Kommune Einnahmen verschaffen, aber 
auch Kosten verursachen. Nur ein kleiner Anteil bleibt für Erhalt und Investitionen (z. B. 
Straßen, Kanalisation usw.). Abb. 3 zeigt den Unterschied von Anspruch, Einnahmen, 
Kosten und verbleibenden Mitteln (= Ertrag). Dies wird in der kommunalen Planung 
meist wenig respektiert.
Abb. 3: Vergleich Anspruch, Einnahmen, Kosten und Ergebnis pro Einwohner (Quelle: eigene 
Darstellung)
Bezüglich Kommunikation ist zu erwähnen, dass bei der Aufstellung von Flächennut-
zungs- und Bebauungsplänen eine frühzeitige Berücksichtigung der Bürger vorgesehen 
ist. Dies wird u. a. durch § 3 Abs. 1 BauGB, § 25 Abs. 3 VwVfG bzw. §§ 27a und 73 
VwVfG bestimmt. Eine gesetzliche Regelung erhöht aber weder eine Bürgerbeteiligung 
noch optimiert es den Zeitpunkt der Wahrnehmung (Obermayer, Funke-Kaiser 2014). 
Es gibt weder eine verbindliche (zeitliche) Verpflichtung zur Informationsbeteiligung 
der Öffentlichkeit noch eine Verpflichtung über wirtschaftliche Aspekte ausführlich und 
transparent zu informieren.
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7 Ergebnisse der Umfrage
Eine Befragung aller 1 102 Kommunen in Baden-Württemberg, verbunden mit 
31 Experten-Interviews aus unterschiedlichen Bereichen (Politik, Kommunen, Verwal-
tung, Beratung, Verbände, Wirtschaft, Umwelt, Verkehr), konzentrierte sich auf fol-
gende Kernfragen wie die Bedeutung von nachhaltigem Flächenmanagement, die Rol-
le von Wirtschaftlichkeit bei der Entscheidungsfindung und die Beurteilung von einem 
homogenen Verfahrensablauf. Dabei kam u. a. heraus, dass 80,7 % der Kommunen 
die Vermeidung von Flächenexpansion außerhalb der Ortsgrenzen als gering bis nicht 
wesentlich ansehen. 51,1 % sehen den Stellenwert von wirtschaftlichen Betrachtungen 
als gering bis gar nicht beachtenswert an. Eine überwiegende Mehrheit von 48,5 % 
führt keine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung bei Flächenexpansionen durch, nur 6,2 % 
benutzen einen Folgekostenrechner. Die Interviews ergaben, dass grundsätzlich die 
Bedeutung des nachhaltigen Flächenmanagements als wichtiger Punkt erkannt wird. 
Die derzeitigen Verwerfungen auf dem Wohnungsmarkt werden aber auch gesehen. 
Eine Expansion in die Fläche unter bestimmten Gesichtspunkten scheint den Befragten 
gerechtfertigt, es sollten aber alle Möglichkeiten hinsichtlich Innenverdichtung ausge-
nutzt werden. Wirtschaftlichkeit wird meist nur kurzfristig gesehen oder bzw. nur unter 
dem Aspekt der Haushaltssanierung betrachtet. Eine Bewusstseinsänderung hinsichtlich 
Folgekosten muss verstärkt stattfinden. Siedlungsexpansion kann nicht nur unter wirt-
schaftlichen Aspekten betrachtet werden, denn es spielen auch z. B. soziale oder poli-
tische Aspekte eine Rolle. Die Idee eines standardisierten Gesamtbewertungsprozesses 
wurde von den Befragten positiv angesehen, sofern der Ablauf wenig Komplexität auf-
weist, die kommunale Selbstverwaltung nicht einschränkt und möglichst auch Aspekte 
berücksichtigt, die nicht unbedingt monetarisiert werden können (Umweltthemen, so-
ziale Kosten). Es wurde erkannt, dass durch einen standardisierten Prozess das Bewusst-
sein und der Blickwinkel geschärft werden könnte.
8 Gesamtbewertungsprozess
Die o. a. Erkenntnisse führen zur Handlungsempfehlung eines Gesamtbewertungspro-
zesses für Flächenexpansionen. Grundsätzlich kann aus Prozesssicht die Entwicklung 
einer Kommune wie in Abbildung 4 dargestellt werden. Dabei ist die Bewertung von 
Flächenexpansion ein Teilprozess, der im Verfahrensablauf vor dem Bebauungsplanbe-
schluss erfolgen sollte (Abb. 5). Damit wäre eine homogene, offene und transparente 
Vorgehensweise erreicht.
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Abb. 4: Möglicher Prozessverlauf des Prozesses „Entwicklung einer Kommune“(Quelle: eigene 
Darstellung)
Abb. 5: Einbettung der Bewertung von Flächenerweiterungen in die Raumplanung von Baden-
Württemberg (Quelle: eigene Darstellung)
Der Gesamtbewertungsprozess könnte wie in Abbildung 6 dargestellt ablaufen. Es gibt 
übergeordnete Prozesse, die bei der Entwicklung von Flächen außerhalb der beste-
henden Ortsgrenzen durchlaufen werden müssen (Prozesse 01. bis 06.). Jeder dieser 
Prozesse hat Teilprozesse mit jeweiligen Bewertungen, d. h. z. B. beim Prozess Wirt-
schaftlichkeit (Prozess 02.) muss zunächst eine Wirtschaftlichkeitsanalyse durchgeführt 
(Prozess 02.01) und dann bewertet werden. 
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Abb. 6: Darstellung eines Gesamtprozessablaufs für die Bewertung von Flächenerweiterungen 
(Quelle: eigene Darstellung)
Eine Gesamtbewertung führt dann zu einem abschließenden Ergebnis mit Handlungs-
empfehlungen. Ergibt sich z. B. eine 100%ige positive Gesamtbewertung, sollte ein be-
schleunigtes Bebauungsverfahren durchgeführt werden, da jederzeit die Öffentlichkeit 
(Prozess 07.) und die Umgebung (Prozess 08.) informiert waren. Bei einer Gesamtbe-
wertung von 0 % sollte das Verfahren abgeschlossen und nicht weiterverfolgt werden, 
da alle Teilprozesse negativ bewertet wurden. Dazwischen muss entweder vertiefend 
analysiert oder aber ein Konsens gefunden werden.
9 Fazit
Bei Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen von Siedlungsexpansionen bestehen rechtliche 
Hürden, um ein Siedlungsgebiet als eine Gesamtinvestition zu sehen. Es bedarf einiger 
Anpassungen in der Gesetzgebung. Widersprüchliche Gesetze sollten eliminiert, unbe-
stimmte Rechtsbegriffe geklärt werden. Eine Verpflichtung zur Bildung von Rückstel-
lungen zum Erhalt der Infrastruktur wäre von Vorteil, Bewusstsein für die langfristigen 
ökonomischen Auswirkungen sollte in Kommunen geschärft werden. Ein transparenter, 
homogener und verpflichtender Gesamtbewertungsprozess könnte helfen, Eskalationen 
zu vermeiden, eine verbesserte Datenlage kann zur Transparenz beitragen.
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